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netäria de Macau, AMCM, Aomen jin- 

rong guanliju), Anselmo Teng, und 

dem Präsidenten der Bank of China 

(BOC), Liu Mingkang, in Beijing un­

terzeichnet. Von Seiten der AMCM 

hieß es, mit der Entwicklung von Wirt­

schaft und Handel zwischen Macau 

und dem Festland sei die Marktnach­

frage nach Pataca-Einlagen und -Um­

tausch - vor allem im Perlflussdelta - 

gestiegen. Ein BOC-Sprecher erklärte, 

dass die neuen Angebote in den Fi­

lialen der Bank Bewohnern des Fest­

lands eine zusätzliche Alternative für 

Bankeinlagen böten und den Wäh­

rungsumtausch erleichterten. (Macau 

Government Information Bureau web 

site, www.gcs.gov.mo, 28.8.02; XNA, 

29.8.02; DGB, 30.8.02)

Am 6. August wurde der Sieger der 

internationalen Ausschreibung für den 

Bau der dritten Seebrücke bekannt ge­

geben. Die Chon Tit (Macau) Invest­

ment and Development Co. Ltd., eine 

Tochtergesellschaft der China Railway 

Construction Company setzte sich ge­

gen zehn Konkurrenten vom chinesi­

schen Festland, aus Macau, Hongkong, 

den Vereinigten Staaten und Japan 

durch. Am 5. September unterzeichne­

te der Sekretär für Transport und öf­

fentliche Einrichtungen Ao Man Long 

den Vertrag. Die Gesamtkosten belau­

fen sich auf 560,18 Mio. MPtc (et­

wa 70 Mio. US$) und werden in drei 

Jahren (2002-2004) bezahlt. Die 1,72 

km lange, sechsspurige, zweistöckige 

Brücke soll den Westen der Halbinsel 

Macau mit der Insel Taipa verbinden. 

Die untere Ebene wird nur bei Taifu­

nen geöffnet werden. Die Bauzeit ist 

auf 29 Monate veranschlagt. Das Pro­

jekt gilt als das größte seit der Rück­

gabe Macaus an China Ende 1999 und 

soll durch die Schaffung von 1.000 Ar­

beitsplätzen etwas zur Beruhigung des 

angespannten Arbeitsmarktes beitra­

gen. (XNA, 8.8.02; Macau Govern­

ment Information Bureau web site, 

www.gcs.gov.mo, 6.8., 5.9.02)

Im nördlichen Distrikt der Halbinsel 

Macau wird eine Reihe von öffentli­

chen Bauvorhaben zur Verbesserung 

der Lebens Verhältnisse durchgeführt. 

Die Kosten belaufen sich auf 120 Mio. 

MPtc. Zu den Projekten gehören der 

Areia Preta Urban Park mit Sport- 

und Spielplätzen (geplante Bauzeit: 

acht Monate), ein Gesundheitszent­

rum mit Altenstätte (Kosten: 95 Mio. 

MPtc), die Erneuerung der Kanali­

sation zur Verhinderung von Über­

schwemmungen während der Monsun­

zeit (Kosten: 13,45 Mio. MPtc, geplan­

te Bauzeit: 1 Jahr) und eine Verkehrs­

überwachungsanlage. (Macau Govern­

ment Information Bureau web site, 

www.gcs.gov.mo, 16.7.02) -ljk-

Taiwan

43 Präsident Chen löst mit

Äußerung politisches Beben 

aus

In einer Videoansprache an die 29. 

Jahresversammlung des Weltbundes 

taiwanischer Landsmannschaften am 

3. August in Tokio erklärte Präsident 

Chen Shui-bian, auf beiden Seiten der 

Taiwan-Straße bestehe ein Staat (yi 

bian yi guo) und Taiwan müsse ernst­

haft die Verabschiedung eines Referen­

dumsgesetzes betreiben, um die Sou­

veränität des Landes zu schützen. Zu­

dem wiederholte er Äußerungen, mit 

denen er schon in den Wochen zuvor 

- seitdem er Mitte Juli den Vorsitz 

der Regierungspartei DPP übernom­

men hatte - Aufsehen erregt hatte: 

Taiwan müsse seinen eigenen Weg ge­

hen, sollte China bei seiner feindseli­

gen Haltung bleiben. (TT, 4.8.02; ST, 

4.8.02)

Chens Äußerungen erregten weltweit 

Aufsehen und die Befürchtung, sie 

könnten erneut die Spannungen zwi­

schen China und Taiwan verstärken. 

Vor allem der Hinweis auf ein mög­

liches Referendum war Grund zur 

Sorge, sieht China in einer Volksab­

stimmung über den Status Taiwans 

doch erklärtermaßen einen Kriegs­

grund. Chen ging in diesem Punkt 

noch einen Schritt über die von sei­

nem Amtsvorgänger Lee Teng-hui (Li 

Denghui) vorgetragene Doktrin von 

den speziellen zwischenstaatlichen Be­

ziehungen zwischen Taiwan und China 

hinaus - Lee hatte damit im Juli 1999 

heftiges Säbelrasseln auf dem Festland 

ausgelöst.

Nachdem sich in der Vergangenheit 

stets herausgestellt hatte, dass Mili­

täraktionen in der Taiwan-Straße auf 

der Insel zu nichts anderem als einem 

Solidarisierungseffekt mit den verhass­

ten Befürwortern taiwanischer Eigen­

ständigkeit führen, beließ es China 

diesmal bei verbalen Gegenschlägen, 

Kritik an Chens Äußerungen kam je­

doch von nahezu allen Seiten, wäh­

rend namhafte Mitglieder seiner Re­

gierung und Partei ihren Inhalt abzu­

schwächen und ihre Bedeutung herun­

terzuspielen suchten.

Selbst engste Parteigenossen und Ver­

treter von Chens politischer Linie 

zeigten sich irritiert. Chang Chun- 

hsiung (Zhang Junxiong), General­

sekretär der Regierungspartei DPP, 

erklärte, ein Referendum würde nur 

zur Verteidigung von Taiwans Status, 

nicht zu dessen Änderung eingesetzt, 

und Präsident Chen sei nicht dahin­

gehend misszuverstehen, dass er zu ei­

ner Änderung des Status quo aufrufe. 

Andere Parteifreunde äußerten, Chen 

habe nur die Wirklichkeit beschrieben. 

Offenbar hatte Chen seine Suada mit 

niemandem abgesprochen. Dies be­

traf auch den Rat für Festlandsfra­

gen unter seiner Vorsitzenden Tsai 

Ing-wen (Cai Yingwen). Der Rat ist 

das zentrale chinapolitische Experten- 

und Politikformulierungsgremium der 

Regierung. Tsai hatte am meisten 

Mühe, den entstandenen Schaden zu 

richten und flog dafür eigens in die 

USA. Schon zuvor erklärte sie in Tai­

wan, dass Taiwans Chinapolitik un­

verändert bliebe. Präsident Chen habe 

„übers Wochenende“, d.h.: gleich nach 

seiner Ansprache, klargestellt, was er 

gemeint habe. Dies betreffe folgende 

drei Punkte:

Dass Taiwan seinen eigenen Weg ge­

he, bedeute nichts anderes als den Weg 

zu Demokratie, Freiheit, Menschen­

rechten und Frieden. Keineswegs habe 

Chen auf eine anstehende Unabhän­

gigkeitserklärung Taiwans hinweisen 

wollen. Die Aussage, auf beiden Seiten 

der Taiwan-Straße bestehe ein Staat, 

beschreibe lediglich die Realität: Tai­

wan werde nun einmal nicht von Chi­

na regiert. Keineswegs sei damit ein 

Politikwechsel intendiert. Hinsichtlich 

des Referendumsgesetzes habe Chen 

lediglich klarstellen wollen, dass nur 

die 23 Millionen Taiwaner und nie­

mand sonst über den Status des Lan­

des und ihre eigene Zukunft entschie­

den. Es handele sich beim geplanten 

Gesetz um eine präventive Maßnahme; 

ein Referendum komme nur als de­

fensive Maßnahme in Frage, falls Chi­

na Taiwan nötigen wolle, sich Dok­
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trinen wie der Ein-China-Formel oder 

der Politik „ein Land, zwei Systeme“ 

zu unterwerfen. Nach wie vor gelte die 

Chinapolitik des fünffachen Nein, die 

Chen in seiner Antrittsrede am 20. 

Mai 2000 verkündet hatte - sie lässt 

sich als Versprechen zusammenfassen, 

am Status quo nichts zu ändern. Dazu 

gehörte die Zusicherung, „kein Refe­

rendum zur Änderung des Status quo 

im Hinblick auf die Frage Unabhän­

gigkeit oder Wiedervereinigung zu för­

dern, solange die kommunistische Re­

gierung des Festlandes nicht mit mi­

litärischer Gewalt gegen Taiwan vor­

geht“.

Noch stärker rückte Premierminister 

Yu Shyi-kun (You Xikun) von Chens 

Äußerungen ab. Auf einem Transit­

stopp in New York erklärte er am 

Abend des 5.8., ein Referendumsge­

setz werde lediglich erwogen und ei­

ne Verabschiedung sei nicht dringend, 

solange das Festland keine Absicht 

zur Gewaltanwendung erkennen lasse. 

Tatsächlich liegt dem Parlament aller­

dings bereits der Entwurf eines sol­

chen Gesetzes vor.

Premier Yu trug mit seiner Ab­

schwächung dem Umstand Rechnung, 

dass die größten Irritationen offenbar 

in den USA entstanden waren. Ei­

ne Gruppe von protaiwanischen Kon­

gressabgeordneten sah sich in ihrer 

Lobbyarbeit für Taiwan desavouiert; 

es sei, wie kolportiert wurde, irrepa­

rabler Schaden entstanden. Tsai Ing- 

wen flog am 7.8. in die USA, um 

möglichst viel zu retten. Dabei wies 

sie darauf hin, dass Chen nicht von 

einem unabhängigen Taiwan gespro­

chen hatte. Unter scharfem Protest 

seitens der chinesischen Botschaft traf 

Tsai in Washington mit Vizeaußenmi­

nister Richard Armitage zusammen - 

ein Indiz für die Stärke, die das von 

Chen ausgelöste politische Beben in 

der US-Hauptstadt erreicht hatte. Ein 

Sprecher des Nationalen Sicherheits­

rats wiederholte gegenüber Tsai die 

bekannte Position, wonach die USA ei­

ne Unabhängigkeit Taiwans nicht un­

terstützen. Man nehme aber, wie es 

hieß, die Erklärungen zur Kenntnis, 

wonach Chens Äußerungen keine Än­

derung von Taiwans Politik bedeute­

ten. Nicht bei allen Gesprächspartnern 

gelang es Tsai jedoch, die Irritationen 

auszuräumen. Schon zuvor hatte sich 

Chen in Taipei vom dortigen inoffiziel­

len Vertreter Washingtons „ernste Er­

mahnungen“ anhören müssen.

Zur Entschärfung der Situation ver­

suchte auch Taiwans Militär beizu­

tragen: Es setzte ein Seeübung ab, 

um, wie es hieß, „Missverständnisse zu 

vermeiden“. Chinesische Manöver, die 

unterdessen auf der Festlandseite der 

Taiwan-Straße stattfanden, bezeichne­

te ein taiwanischer Armeesprecher als 

routinemäßig.

Drei Tage nach seinen kritisierten Äu­

ßerungen begann auch Chen selbst, öf­

fentlich zurückzurudern. Die Bemer­

kung, auf beiden Seiten der Taiwan- 

Straße gebe es einen Staat, sei aus 

dem Kontext gerissen worden. Treffen­

der wäre es, von einer „Doktrin glei­

cher Souveränität“ zu sprechen. War 

Taiwans Börsenbarometer TAIEX am

5.8., dem ersten Handelstag nach den 

Äußerungen, noch um 284 Punkte ab­

gestürzt, zog er nach deren Abschwä­

chung wieder kräftig an.

In den internationalen Pressekommen­

taren herrschte Rätselraten über die 

Motive, die Chen zu seinen Äußerun­

gen bewegten. Von den vielen angebo­

tenen Erklärungen vermochte jedoch 

keine recht zu überzeugen. Dem ange­

richteten Glaubwürdigkeitsschaden - 

der für Chen vorhersehbar gewesen 

sein muss - stand keinerlei erkenn­

barer Gewinn gegenüber. Gegenüber 

China wich Chen von seiner auf Ver­

trauensbildung zielenden Linie zu ei­

ner Zeit ab, da erste Entspannungs­

zeichen sichtbar wurden, und diskredi­

tierte sich als möglicher Dialogpartner 

wohl für den Rest seiner Amtszeit. Ge­

genüber den protaiwanischen Kräften 

in den USA zeigte er sich als unzuver­

lässig.

Ende des Monats schob Chen eige­

ne Erklärungen zu seiner Motivati­

on nach. Demnach habe es sich nicht 

um unbedachte Äußerungen gehan­

delt, sondern um ein „wohl erwoge­

nes Element seiner umfassenden Si­

cherheitsstrategie für das Land“. Diese 

erläuterte er mit den Argumenten, die 

bereits wenige Tage nach dem 3. Au­

gust von Chang Chun-hsiung und Tsai 

Ing-wen vorgetragen worden waren. 

Wieso diese Argumente zum betref­

fenden Zeitpunkt die getätigten Äu­

ßerungen erfordert haben sollen, ging 

aus Chens Erklärungen nicht hervor. 

(ST, 4.8., 8.8., 9.8.02; TT, 5.8., 7.8.,

8.8., 9.8., 10.8., 11.8., 31.8.02; FT, 

5.8.02; NZZ, 6.8.02; FAZ, 6.8.02; TH,

6.8., 7.8.02; CNAT, nach BBC PF,

3.8., 7.8., 8.8.02; WSJ, 6.8.02; SCMP, 

9.8.02)

Da Präsident Chen unmittelbar nach 

der Übernahme des DPP-Vorsitzes 

mit der - zunächst gemäßigten - Ver­

schärfung seines Tons begonnen hatte, 

liegt die Vermutung nah, dass er seine 

Chinapolitik nunmehr deutlicher nach 

der DPP-Linie ausrichten zu können 

glaubt in der Hoffnung, angesichts der 

intransigenten Haltung Beijings da­

für nun breitere Zustimmung in der 

Bevölkerung zu finden. Seine Erklä­

rungen von Ende August legen die­

se Deutung ebenfalls nahe. Angesichts 

der militärischen Bedrohung scheint 

er Taiwan als eine Schicksalsgemein­

schaft zu empfinden, die sich ihrer 

selbst - ihrer Rechte, Chancen und 

Stärken - bewusster werden muss, als 

sie es bisher war. Womöglich soll auch 

die Öffentlichkeit Druck auf die Op­

positionsparteien ausüben, gegen de­

ren Willen das zur Beratung anste­

hende Referendumsgesetz nicht verab­

schiedet werden kann.

Sollte dies Chens Ansicht und Absicht 

gewesen sein, mussten ihm nachfolgen­

de Umfragen jedoch zu denken geben. 

Zwar hielt eine Mehrheit der Befrag­

ten seine Äußerungen für zutreffend, 

die Quote derer, die Präsident Chen 

generell zustimmen, fiel jedoch auf un­

ter 50% und erreichte damit ein Jah­

restief. Auch die übrigen Zahlen er­

geben kein günstiges Bild für Chen. 

Am 5. August hielten zwar 64% der 

Befragten die These „jede Seite ein 

Staat“ für richtig, wenn jedoch 36% 

dieser Aussage nicht zustimmen kön­

nen und Taiwan (oder die VR Chi­

na?) nicht als Staat ansehen oder da­

zu keine Meinung haben, so zeigt dies, 

dass sich über ein Drittel der Bevölke­

rung nicht mit Taiwan als Staat iden­

tifiziert; explizit für falsch hielten die 

These 27%. Die Auffassung, Taiwans 

Zukunft müsse mittels eines Plebis­

zits entschieden werden, unterstütz­

ten je nach Umfrage zwischen 56 und 

62% - auch dies zwar eine Mehrheit, 

aber doch ein beunruhigend niedri­

ger Wert. Hier spiegelt sich vermut­

lich die altbekannte Tatsache wider, 

dass eine stabile Mehrheit der Bevöl­

kerung auf Grund von Sicherheitsbe­

denken am Status Taiwans nicht rüt­

teln möchte und für ein Referendum 

daher ebenso wenig einen Bedarf sieht 
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wie für neue Formulierungen zur Be­

schreibung des Status quo. (CNAT, 

nach BBC PF, 6.8., 7.8.02; ST, 6.8.,

7.8., 14.8.02) -hws-

44 Vizepräsidentin Lü gelingt 

zweifelhafter diplomatischer 

Coup in Indonesien

Taiwans Vizepräsidentin Annette Lü 

(Lü Xiulian), die wegen der schrillen 

Töne, die sie Beijing gegenüber an­

schlägt, regelmäßig in die Medien ge­

rät, verbuchte im August nach eigenen 

Angaben einen diplomatischen Sieg 

auf einer Indonesienreise: Es gelang 

ihr, Protesten aus Beijing zum Trotz, 

nach Jakarta zu kommen und mit ei­

nigen hochrangigen indonesischen Po­

litikern zu sprechen.

Die Reise in den südostasiatischen In­

selstaat, der seit den 50er Jahren dip­

lomatische Beziehungen zur VR Chi­

na unterhält und Taiwan nicht aner­

kennt, vollzog sich weitgehend als Ver­

steckspiel. Nachdem die Presse Wind 

von der Sache bekommen hatte, hat­

te Lü ihrem Sprecher noch am Tag 

vor der Abreise versichert, sie pla­

ne bis Jahresende keine Auslandsrei­

se, woraufhin der Sprecher mit die­

ser gezielten Falschmeldung an die Öf­

fentlichkeit gegangen war. Der Flug 

selbst blieb jedoch nicht geheim, und 

als Lü in Jakarta landete, verwehrte 

man ihr, den Flughafen zu verlassen: 

Beijing war wegen ihrer offensichtli­

chen Pläne, indonesische Regierungs­

vertreter zu treffen, inzwischen bei der 

indonesischen Regierung vorstellig ge­

worden. Stattdessen durfte Lü in Bali 

einreisen. Von dort flog sie zwei Ta­

ge später heimlich zurück nach Jakar­

ta und zog dort in ein Hotel. Bereits 

in Bali hatte Lü mit zwei Ministern 

Gespräche führen können; in Jakarta 

traf sie zudem mit hochrangigen Ver­

tretern der Golkar-Partei zusammen.

Lüs Besuch war der indonesischen Re­

gierung offenbar nicht ganz unwill­

kommen. Ein äußeres Indiz ist da­

rin zu sehen, dass ihr Pkw auf ih­

rer Fahrt vom Flughafen in die Stadt 

von einer Regierungseskorte in zivil 

begleitet wurde. Zudem hatte Indone­

sien Grund, Beijing eins auszuwischen: 

Erst wenige Tage vor Lüs Reise hatte 

China mit Australien einen Milliarden 

Dollar schweren Vertrag über die Lie­

ferung von Flüssiggas geschlossen und 

damit Indonesien verprellt, das mit­

geboten hatte. Für beide Seiten gab 

es zudem einen aktuellen Anlass für 

Gespräche: Taiwan hatte mit Wirkung 

zum 1. August die Einreise von indo­

nesischen Gastarbeitern unterbunden 

und der inoffiziellen Vertretung Indo­

nesiens in Taipei vorgeworfen, sich be­

züglich der Regelung dringender Fra­

gen, die mit den Gastarbeitern Zusam­

menhängen, nicht kooperativ zu zei­

gen. Indonesien ist wegen der Geld­

überweisungen der Gastarbeiter in ih­

re Heimat jedoch daran interessiert, 

dass das Embargo bald wieder aufge­

hoben wird. Dem entspricht, dass ei­

ner der indonesischen Gesprächspart­

ner Lüs der Arbeitsminister war. Der­

zeit arbeiten rund 97.000 Indonesier in 

Taiwan. Ein weiteres Gesprächsthema 

dürfte ein möglicher 25-Jahres-Ver­

trag über indonesische Flüssiggasliefe­

rungen im Gesamtwert von 400 Mrd. 

NT$ (ca. 13 Mrd. Euro) an das staatli­

che Energieunternehmen Taipower ge­

wesen sein. Lü zufolge hat sie jedoch 

keine offiziellen Abmachungen darü­

ber getroffen, und der indonesische 

Energieminister bestritt, dass es über­

haupt Gespräche darüber gab.

Auch wenn es zu einem gewünsch­

ten Treffen mit Präsidentin Megawati 

nicht kam, schaffte es Taiwan einmal 

wieder, Beijing zu trotzen. Insofern 

mag Lüs Indonesienreise als diploma­

tischer Erfolg gelten. An Indonesiens 

Chinabindung wird sich dadurch je­

doch nichts ändern. Selbst zur Lösung 

der Gastarbeiterfragen konnte Lü of­

fenbar nichts Substanzielles beitragen, 

denn das Embargo wurde bis Ende 

August nicht aufgehoben. Allerdings 

kam es Lü wohl vor allem darauf an, 

Beijing zu provozieren. Dass sie da­

bei etwas dauerhaft Positives für Tai­

wan erreicht oder gar, wie sie es sah, 

einen „Sieg“ errungen hätte, ist nicht 

zu sehen. (TT, 1.8., 2.8., 15.8., 17.8.,

18.8., 19.8.02; CNAT, nach FBIS,

15.8., 16.8., 17.8., 20.8.02; FT, 15.8.02; 

CNAT, nach BBC PF, 16.8., 18.8.02; 

ST, 17.8.02; XNA, 20.8.02) -hws-

45 Taiwan strebt bilaterale

Freihandelsabkommen an — 

auch mit der EU

Schon seit längerer Zeit strebt Tai­

wan zur Stärkung seiner wirtschaft­

lichen und politischen Stellung bila­

terale Freihandelsabkommen mit sei­

nen wichtigsten Handelspartnern so­

wie mit einigen seiner politischen Ver­

bündeten an. In Bezug auf die Phil­

ippinen sowie auf die ASEAN-Staaten 

kam Taiwan im August einen Schritt 

voran: Auf der 10. Taiwanisch-philip­

pinischen Konferenz für Wirtschafts­

zusammenarbeit erhielt Taiwan die 

Zusage, dass die Philippinen helfen 

wollen, für Taiwan einen Dialogme­

chanismus mit den ASEAN-Staaten 

aufzubauen mit dem Ziel, Freihandels­

abkommen zu schließen.

Taiwan wünscht solche Abkommen 

vor allem im Hinblick auf die zu­

nächst vom früheren Präsidenten Lee 

Teng-hui (Li Denghui) aufgelegte und 

jüngst wiederbelebte „Go South“-Poli- 

tik, durch die taiwanische Auslandsin­

vestitionen vom Lieblingsziel taiwani­

scher Unternehmer, dem chinesischen 

Festland, nach dem Wunsch der Regie­

rung in südostasiatische Staaten um­

gelenkt werden sollen, um Taiwans 

Abhängigkeit vom Festland zu begren­

zen. Aus diesen vorrangig politischen 

Motiven heraus regte Präsident Chen 

Shui-bian im August auch ein trila­

terales Freihandelsabkommen mit den 

USA und Japan an.

Das Wirtschaftsministerium erklärte 

darüber hinaus, sich im kommenden 

Jahr verstärkt darum bemühen zu 

wollen, auch mit der Europäischen 

Union ein Freihandelsabkommen zu 

schließen. Höchste Priorität genießen 

nach einem Kabinettsbeschluss von 

Ende August jedoch die USA, Japan, 

Singapur, Panama und Neuseeland. 

(CNAT, nach BBC EF, 20.8., 25.8.,

26.8., 28.8.02; TH, 22.8., 30.8.02; TT, 

26.8.02) -hws-

46 Lockerung der Investitions­

beschränkungen fürs Fest­

land in Kraft

Seit dem 2. August gelten neue Be­

stimmungen für taiwanische Unter­

nehmen, die auf dem chinesischen 

Festland investieren wollen. Damit 

werden bisherige Restriktionen durch 

neue, liberale Verfahrensweisen er­

setzt. Zu diesen gehört die Möglich­

keit, in größerem Maße als bisher 

Direktinvestitionen zu beantragen, so 

dass der Umweg über Filialen in Dritt­

staaten entfällt. Nach Taiwan transfe­

rierte Gewinne aus Geschäften in der
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VR China können nunmehr dort rein­

vestiert werden.

Vom 12. August an nahm die Re­

gierung auch Anträge von Chipher­

stellern auf Investition in Chipfa­

briken auf dem Festland entgegen. 

Diesbezügliche neue Regeln waren im 

März beschlossen worden. (Vgl. C.a., 

2002/3, Ü 39)

Mit den neuen Bestimmungen eröff­

net Taiwan seinen Unternehmern ei­

ne Fülle neuer Geschäftsbereiche in 

der VR China. Dazu zählen neben an­

deren Buchführung, Luftverkehr, Bus­

unternehmen, Reisebüros, Immobili­

enhandel, Energie- und Bergbauunter­

nehmen sowie Film und Presse. Be­

reits bestehende Investitionen in die­

sen Branchen werden durch die Neu­

regelung legalisiert. (ST, 1.8.02; IHT, 

1.8.02; TT, 10.8.02; TH, 13.8.02)

In einer flankierenden Maßnahme be­

schloss das Finanzministerium, in Zu­

kunft Direktüberweisungen aufs Fest­

land zuzulassen; die Überweisung von 

Investitionsmitteln bleibt davon einst­

weilen ausgenommen. Für das allge­

meine Publikum interessant ist, das 

Beträge bis zu 500.000 NT$ auch über 

die Postämter überwiesen werden kön­

nen. Taiwanische Banken erhalten zu­

dem die Erlaubnis, auf dem Festland 

Filialen einzurichten. (CNAT, nach 

BBC PF, 2.8.02; TH, 5.8.02) -hws-




